
Sommer, Michael

Article  —  Published Version

Zehn Anforderungen an die Parteien

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Sommer, Michael (2005) : Zehn Anforderungen an die Parteien,
Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Springer, Heidelberg, Vol. 85, Iss. 11, pp. 690-692,
https://doi.org/10.1007/s10273-005-0439-y

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/42554

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-005-0439-y%0A
https://hdl.handle.net/10419/42554
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Wirtschaftsdienst 2005 • 11 687

ZEITGESPRÄCH

Die Erwartungen an die neue 
Bundesregierung

Das Ergebnis der Bundestagswahl ist eine große Koalition zwischen CDU/CSU und SPD. 
Was erwarten die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer von der neuen Bundesregierung? 
Dr. Dieter Hundt von der Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände und 

Michael Sommer vom Deutschen Gewerkschaftsbund 
nehmen Stellung.

Das diesjährige Herbstgutach-
ten der führenden Wirtschafts-

institute hat die Lage Deutschlands 
auf den Punkt gebracht: „Die 
Situation ist so dramatisch, dass 
man es sich nicht leisten kann, 
grundlegende Änderungen in der 
Wirtschaftspolitik aufzuschieben.“ 
In der Tat – wir können es uns nicht 
leisten, grundlegende Änderungen 
aufzuschieben. Deutschland leidet 
seit Jahren an einer Rekordver-
schuldung, einer Rekordarbeitslo-
sigkeit, einer viel zu hohen Steuer- 
und Abgabenlast, einer Dauerüber-
forderung der Sozialsysteme sowie 
einer überbordenden Bürokratie. 

Jede Art von Realitätsverweige-
rung würde den neuen Aufbruch 
verhindern, der für unser Land 
notwendig und auch möglich ist. 
Ich bin zutiefst davon überzeugt, 
dass Deutschland seine Probleme, 
gerade weil sie hausgemacht sind, 
aus eigener Kraft lösen kann. Die 
Potentiale dafür sind in unserem 
Land enorm. Deutschland hat mo-
tivierte und qualifi zierte Arbeitneh-
mer, engagierte und erfi ndungsrei-
che Unternehmer sowie eine hoch 
entwickelte Infrastruktur und inter-
national anerkannte Qualität und 
Technologie „Made in Germany“. 

Auf diesem Potential gründe ich 
meinen Optimismus. Wir können 
es schaffen, selbst die Weichen 
für Wachstum und Beschäftigung 
zu stellen. Fünf zentrale politische 
Projekte müssen dazu aber endlich 
angepackt werden: Wir müssen 
die Staatsfi nanzen sanieren, die 
Sozialbeiträge deutlich unter 40% 
senken, die sozialen Sicherungs-
systeme zukunftsfähig umbauen, 
den Arbeitsmarkt fl exibilisieren, 
das Arbeitsrecht vereinfachen und 
die Bürokratie stoppen. 

Wir wissen alle, wie riesig die 
Herausforderungen sind, die vor 
uns liegen. Große Probleme ver-
langen auch große Lösungskom-
petenz.

Staatsfi nanzen sanieren

Die Staatsverschuldung hat in 
den letzten Jahren an Tempo zu-
genommen und mittlerweile eine 
Schwindel erregende Höhe er-
reicht. Deutschland ächzt unter ei-
ner Schuldenlast von 1,5 Billionen 
Euro. Unser Staat lebt seit langem 
von der Substanz, er verletzt die 
Prinzipien von Nachhaltigkeit und 
Generationengerechtigkeit Jahr für 
Jahr. Ich plädiere daher für einen 
breiten Subventionsabbau. Und 

damit wir uns nicht im Klein-Klein 
verlieren, reicht hierzu angesichts 
des Auswuchses an Subventio-
nen kein Rasenmäher mehr, hier 
müssen wir schon mit dem Mäh-
drescher ran. 

Deshalb ist eine Mehrwert-
steuererhöhung zur Senkung der 
Lohnzusatzkosten auch nur dann 
akzeptabel, wenn diese Umfi nan-
zierung nicht als Ersatz und anstel-
le von Strukturreformen erfolgt. Im 
Gegenteil: Eine solche Umfi nanzie-
rung kann überhaupt nur Sinn ma-
chen, wenn ausgabenreduzierende 
Strukturreformen vorangehen und 
die Einnahmen einer solchen 
Mehrwertsteuererhöhung voll-
ständig und ausschließlich zur 
Senkung des Sozialversiche-
rungsbeitrags verwendet wer-
den. Nur unter diesen beiden 
Voraussetzungen ist eine Umfi -
nanzierung sinnvoll. Alles andere 
wäre eine wachstums- und be-
schäftigungsfeindliche  Abgaben� 
erhöhung und damit das glatte 
Gegenteil von dem, was wir in 
Deutschland jetzt brauchen. 

Sozialbeiträge senken

Steigende Beitragssätze treiben 
die Personalzusatzkosten in die 

 Dieter Hundt

Zentrale politische Projekte anpacken
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Die Autoren 
unseres Zeitgesprächs:

Dr. Dieter Hundt, 67, ist 
Präsident der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeit-
geberverbände in Berlin.

Michael Sommer, 53, ist Vor-
sitzender des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes in Ber�
lin.

Höhe. Die Folge ist Arbeitsplatzab-
bau und sinkende Beschäftigung. 
Weniger Beschäftigung wiederum 
bedeutet Einnahmeausfälle und 
Ausgabensteigerung in der Sozial-
versicherung. Und der Teufelskreis 
beginnt von vorn, auf höherem 
Niveau und mit immer fataleren 
Folgen für Wirtschaft und Gesell-
schaft. Genau deshalb muss das 
Projekt „Strukturreformen in der 
Sozialversicherung“ mit höchster 
Priorität angegangen werden. 

Die dramatische Situation in der 
Rentenversicherung steht beispiel-
haft für die dringend notwendigen 
Reformen. Allein in diesem Jahr 
können mehr als 15 Mrd. Euro der 
Rentenausgaben nicht aus laufen-
den Beiträgen und Steuern bezahlt 
werden. Die Schwankungsreserve 
der Rentenversicherung, die noch 
vor vier Jahren gut 14 Mrd. Euro 
betrug, ist weg. Der letzte Notgro-
schen ist verfrühstückt. 

Die Finanzierung der Renten-
versicherung ist damit das genaue 
Gegenteil von nachhaltig, und 
das, obwohl die Beitragssätze zur 
Sozialversicherung und die Steuer-
mittel für die Rentenversicherung 
nie höher waren als heute. Wenn 
die große Koalition sich jetzt vor-
nimmt, schrittweise und langfristig 
das gesetzliche Rentenalter von 65 
auf 67 Jahre anzuheben, so ist das 
völlig unverzichtbar, weil nur so die 
notwendige Balance von Beitrags- 
und Rentenjahren erhalten bleiben 
kann. 

Ich fi nde es wichtig, dass wir 
mehr ältere Menschen in unseren 
Betrieben beschäftigen. Wir brau-
chen die älteren Arbeitnehmer mit 
ihren Qualifi kationen und berufl i-
chen Erfahrungen. Und wir werden 
sie in Zukunft noch mehr brauchen 
aufgrund der demografi schen 
Entwicklung, weil das Potenzial an 
Erwerbsfähigen in Deutschland in 
den nächsten 20 Jahren drastisch 

sinkt. Deshalb fordere ich, dass in 
Deutschland endlich Schluss ge-
macht werden muss mit den teu-
eren Frühverrentungsprogrammen, 
die nicht die deutsche Wirtschaft, 
sondern der Gesetzgeber erfunden 
hat. 

So lange der Staat steuer- und 
beitragsfi nanzierte Subventionen 
zur Frühverrentung gibt, muss man 
sich nicht wundern, wenn auch 
Unternehmen im Rahmen ihrer 
Personalplanung davon Gebrauch 
machen. Ich bin dafür, dass wir die 
Altersteilzeit auslaufen lassen, so 
wie wir es in unseren Tarifverträ-
gen geregelt haben und auch der 
Gesetzgeber es vorgesehen hat. 
Und ich bin entschieden dagegen, 
die Frühverrentung durch die bis-
herige so genannte 58er-Regelung 
mit vorzeitiger Altersrente nach 
Arbeitslosigkeit zu verlängern. Das 
war ein teuerer Irrweg zulasten 
der Beschäftigung älterer Arbeit-
nehmer und damit muss Schluss 
gemacht werden.

Es werden weitere Veränderun-
gen im Rentenrecht unvermeidbar 
sein. Dazu gehört die Einführung 
eines Nachholfaktors, damit das 
Rentenniveau so sinkt, wie bei 
der letzten Rentenreform vorge-
sehen, und die Rentenversiche-
rungsbeiträge nicht noch stärker 
steigen, als ohnehin geplant. Die 
Politik sollte ehrlich sein und den 
Rentnern sagen, dass nicht nur im 

nächsten Jahr, sondern über viele 
Jahre Nullrunden zu erwarten sind, 
weil sonst die Beiträge weit über 
20, ja langfristig sogar über 22% 
steigen werden. Ich behaupte, 
alle Rentenpolitiker aller Parteien 
wissen dies ganz genau. Sie soll-
ten auch den Mut haben, das klar 
auszusprechen.

In der Arbeitslosenversicherung 
ist die dauerhafte und kräftige Sen-
kung des Beitragssatzes überfällig 
und jetzt auch machbar. Die Fach-
leute sind sich einig: Eine Senkung 
des Beitragssatzes um zwei Pro-
zentpunkte kann bis zu 300 000 
neue Arbeitsplätze schaffen. Die 
Bundesagentur für Arbeit hat be-
reits durch eigene Anstrengungen 
den Spielraum zur Senkung des 
Beitrags um 0,5 Prozentpunkte 
geschaffen. Der Gesetzgeber kann 
und muss aber mehr tun. Der will-
kürliche „Aussteuerungsbetrag“ 
muss abgeschafft werden. Diese 
Strafsteuer zu Lasten der Beitrags-
zahler wird für jeden Arbeitslosen-
geldempfänger fällig, der in das 
Arbeitslosengeld II wechselt. Allein 
durch diesen zusätzlichen Schritt 
des Gesetzgebers kann es Anfang 
2006 eine Beitragssenkung um ei-
nen vollen Prozentpunkt geben. 

Radikaler Bürokratieabbau

Vermischte Zuständigkeiten und 
schwerfällige Entscheidungspro-
zesse sind derzeit ein Standortprob-
lem ersten Ranges und behindern 
Innovation und Investitionen in 
unserem Land.

Nur wenn der Staat Überregulie-
rung und damit Bürokratie abbaut, 
wird er seine Kernaufgaben erfül-
len können. Denn nur ein schlan-
ker Staat ist ein starker Staat. 
Notwendig ist ein radikaler Büro-
kratieabbau. Bürokratie hemmt 
Innovationen und Investitionen, ist 
eine gewaltige Geld- und Zeitver-
nichtungsmaschine und kostet die 
Unternehmen fast 50 Mrd. Euro im 
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Jahr. Ich empfehle der neuen Re-
gierung, künftig vor jedem neuen 
Gesetz mindestens ein altes Ge-
setz aufzuheben. 

Arbeitsrecht vereinfachen

Zu einem wirkungsvollen Bü-
rokratieabbau gehört auch eine 
grundlegende Vereinfachung 
unseres komplizierten Arbeits-
rechts. Wir haben mittlerweile ein 
äußerst unübersichtliches und nur 
wenigen Experten verständliches 
Arbeitsrecht. Eine grundlegende 
Vereinfachung tut Not, damit Neu-
einstellungen nicht als unkalkulier-
bares Risiko angesehen werden. 
Wir kommen an einer weiteren 
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes 
nicht vorbei. Wir müssen Hemm-
nisse gegen Neueinstellungen 
abbauen. Ich weiß, dass ein Kon-
sens auf diesem Gebiet besonders 
schwierig ist. Aber es geht darum, 
die Beschäftigungschancen für 
diejenigen, die einen Arbeitsplatz 
suchen, zu verbessern. Zumindest 
kleinere Unternehmen mit bis zu 20 
Arbeitnehmern sollten bei Neuein-
stellungen die Möglichkeit haben, 
die Anwendung des Kündigungs-
schutzgesetzes auszuschließen. 

Öffnung der Tarifverträge

Auch die Tarifpolitik muss ihren 
Beitrag leisten. Um Deutschland 
wieder auf den Wachstumspfad zu 
bringen, brauchen wir einen nach-
haltig moderaten Entgeltkurs und 
eine fl ächendeckende und funktio-
nierende Öffnung der Tarifverträge. 
Beim Entgelt gab es in den letzten 
Jahren – von wenigen Ausnahmen 
abgesehen – insgesamt vertretbare 
Entwicklungen. In der Tarifrunde 
2005 lagen die tarifl ichen Entgelt-
anhebungen im Durchschnitt bei 
etwa 1,5% und damit auf dem glei-
chen Niveau wie 2004. Dennoch 
liegt Deutschland nach wie vor im 
internationalen Vergleich der Lohn-
stückkosten an der Spitze. 

Wir sollten niemandem etwas 
vormachen: Wir werden zwar 
immer ein Hochlohnland bleiben, 
wir werden die Qualität, die Intel-
ligenz unserer Produkte immer 
weiter verbessern, wir setzen auf 
Entwicklung und Innovation. Aber 
wir müssen unsere Arbeitskosten 
reduzieren, wenn die Deindustria-
lisierung unseres Landes gestoppt 
werden soll. Qualität, Innovation 
und Entwicklung fi nden auch in 
anderen Ländern statt. Und wenn 
wir unsere Arbeitskosten nicht 
reduzieren können, werden wir in 
Deutschland weitere Arbeitsplätze 
verlieren. Diese Wahrheit müssen 
wir aussprechen. Und das erfordert 
unter anderem auch weiterhin eine 
moderate und verlässliche Lohn-
politik.

Wir stellen in unseren Betrieben 
immer wieder fest, dass die Arbeit-
nehmer bereit sind, mitzuziehen, 
fl exibel zu reagieren, länger zu ar-
beiten und zur Sicherheit der eige-
nen Arbeitsplätze mehr zu leisten 
und gegebenenfalls auch auf einen 
Lohnausgleich zu verzichten. Des-
halb brauchen wir zur Verbesse-
rung unserer Wettbewerbsfähigkeit 
nach wie vor mehr betrieblichen 
Gestaltungsspielraum bei den 
Arbeitsbedingungen; nicht für ein 
Diktat der Arbeitgeber, sondern 
für Vereinbarungen auf betriebli-
cher Ebene mit Betriebsräten und 
Arbeitnehmern im Rahmen von 
Tarifverträgen.

Ich appelliere an die neue 
Regierung, die Modernisierung 
des Tarifrechts anzugehen. Wir 
müssen das gesetzliche Tarifrecht 
fortentwickeln, um betriebliche 
Bündnisse für Arbeit im Rahmen 
der Flächentarifverträge zu fördern 
und auch in denjenigen Branchen 
zu ermöglichen, in denen sie bisher 
noch fehlen oder blockiert werden. 

Deshalb schlage ich unverän-
dert vor, das Günstigkeitsprinzip 

zu ändern. Für die Zukunft der Ta-
rifautonomie ist ausschlaggebend, 
dass wir fl ächendeckend mehr 
betriebliche Gestaltungsspielräu-
me für betriebliche Vereinbarungen 
schaffen.

Ein Aufbruch für Deutschland

Für einen Aufbruch in Deutsch-
land tragen wir alle Verantwortung. 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
müssen sich dieser Verantwortung 
stellen. Verantwortung heißt auch, 
den Bürgerinnen und Bürgern 
Orientierung zu geben und zu 
erklären, warum Veränderungen 
notwendig sind und welches Ziel 
sie haben. Das, was wir für einen 
Aufbruch in Deutschland vorschla-
gen, ist keine einfache Aufgabe. 
Das wissen wir. Und wir gewinnen 
kein Vertrauen und keine weitere 
Unterstützung, wenn einzelne von 
uns sich gegenseitig mit Forderun-
gen zu übertrumpfen versuchen 
und auf jede politische Forderung 
noch eine neue draufsatteln. 

Die Unternehmen wollen in 
Deutschland investieren und 
produzieren. Wir wollen so viele 
rentable Ausbildungs- und Arbeits-
plätze wie möglich in unserem Land 
schaffen. Aber die Politik muss uns 
auch machen lassen und darf nicht 
mit ständig neuen Gesetzen und 
Verordnungen unternehmerische 
Initiative behindern.

Ein Aufbruch für Deutschland 
braucht weniger Staat und mehr 
Freiheit, weniger Belastungen 
durch Steuern und Abgaben und 
mehr Leistungsbereitschaft, we-
niger Bürokratie und mehr Eigen-
verantwortung. Nur so können wir 
es schaffen, aus der tiefen Krise 
herauszukommen, in der sich die 
Wirtschaft und unser Land zwei-
fellos befi nden. Wir alle sind gefor-
dert, jetzt gemeinsam zu handeln. 
Gemeinsam für einen Aufbruch für 
Deutschland.
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Die Wähler haben sich mehr-
heitlich gegen eine Politik aus-

gesprochen, die ihre Gestaltungs-
verantwortung den Wünschen 
der Wirtschaft unterordnet. Mehr 
denn je hat Zustimmung gefun-
den, dass Mitbestimmungsrechte, 
Betriebsratsarbeit, Tarifautonomie 
und Kündigungsschutz nicht die 
Bremsen für mehr Wachstum 
und Beschäftigung sind, sondern 
Garanten eines Wohlstandes, an 
dem alle teilhaben sollen. Eine Po-
litik, die auf Vertrauen baut, soziale 
Sicherheiten bietet und den Sozial-
staat modernisiert, statt Zukunfts-
ängste zu erzeugen und neue Aus-
grenzungen in Kauf zu nehmen, ist 
nötig und muss Richtschnur der 
Regierungspolitik sein.

Der DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaften haben zur Bundes-
tagswahl zehn Anforderungen an 
die Parteien formuliert und dafür 
geworben, sie bei der Formulierung 
von Wahlprogrammen zu berück-
sichtigen. Wir erwarten, dass diese 
Anliegen in der neuen Regierungs-
politik Beachtung fi nden.

Die Wirtschaft muss dem 
Menschen dienen

Das bedeutet, Politik darf ange-
sichts des massiven Marktversa-
gens und der damit eingetretenen 
sozialen Verwerfungen nicht darauf 
verzichten, klare Regeln vorzu-
geben – national, europäisch und 
weltweit.

Wir brauchen die Verpfl ichtung 
der Regierungsarbeit auf einen Mix 
aus Konjunkturpolitik, Innovations-
strategien und sozialstaatlicher Re-
gulierung, wie das für die europä-

ischen Sozial- und Wohlfahrtsmo-
delle konstitutiv ist. 

Deutschland braucht mehr In-
vestitionen in Bildung, Forschung 
und Entwicklung. Konkret geht es 
darum, möglichst schnell die öf-
fentlichen Investitionen auf das eu-
ropäische Durchschnittsniveau von 
3% des Bruttoinlandsproduktes 
(BIP) anzuheben. 

Die Verbesserung der Einnah-
mesituation muss Priorität haben 
vor weiteren Steuerentlastungen. 
Wichtig ist die Sicherung der lang-
fristigen Finanzierbarkeit staatli-
cher Leistungen für die öffentliche 
Daseinsvorsorge und die gesell-
schaftliche Infrastruktur. Es ist un-
erlässlich, unternehmerische Ge-
winneinkommen und Kapitalerträ-
ge angemessen zu besteuern und 
zu Mindeststeuersätzen auch auf 
europäischer Ebene zu kommen.

Zudem muss den Kommunen 
eine modernisierte Gewerbesteuer 
als eigene Steuerquelle zur Verfü-
gung stehen. 

Das Wahlergebnis hat gezeigt: 
Es gibt keine politische Mehrheit 
für das Abschaffen der Steuerbe-
freiung von Nacht- und Schicht-
zuschlägen. Insofern müssen die 
koalitionsschließenden Seiten das 
Wählervotum akzeptieren.

Der Sozialstaat ist das 
Fundament der Freiheit

Weil das so ist, muss der Sozi-
alstaat behutsam weiterentwickelt 
werden. Seine Finanzierungs-
grundlagen müssen so reformiert 
werden, dass wachsende Leis-
tungsfähigkeit der Wirtschaft sich 
in einer erhöhten Verantwortung für 

die Mittelaufbringung niederschla-
gen kann. 

Die Ausweitung von Mini- und 
Midi-Jobs haben das Finanzie-
rungsfundament des Sozialstaats 
erodieren lassen. Regierungspo-
litik muss jetzt gegensteuern, da-
mit sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigungsverhältnisse stabi-
lisiert und erweitert werden. Das 
Verhältnis von Steuer- und Abga-
benfi nanzierung ist behutsam neu 
zu justieren, ohne allerdings die pa-
ritätische Finanzierung noch weiter 
außer Kraft zu setzen.

Um die Rentenversicherungen 
zu stabilisieren, wäre es ein fal-
scher Weg, die gesetzliche Regel-
altersgrenze zu erhöhen. Vielmehr 
muss dafür gesorgt werden, dass 
durch Verbesserungen der Ar-
beitsbedingungen und -chancen 
das faktische Renteneintrittsalter 
steigen kann. Die tarifl iche und be-
triebliche Altersversorgung sind zu 
stärken.

Die gesetzliche Krankenversi-
cherung ist zur Bürgerversicherung 
auszubauen und dabei die künst-
liche Trennung zwischen privater 
und gesetzlicher Krankenversiche-
rung aufzuheben und die private 
Krankenversicherung in die Bürger-
versicherung einzubeziehen. Diese 
Maßnahmen gilt es auch für die 
Pfl egeversicherung vorzusehen. 
Ein Präventionsgesetz zur frühzei-
tigen Bekämpfung von Krankheiten 
ist voranzubringen.

Alle Menschen haben das Recht 
auf eine existenzsichernde 

Arbeit

Voraussetzungen für eine ent-
sprechende Gestaltung der Wirt-

Michael Sommer

Zehn Anforderungen an die Parteien
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schafts- und Arbeitsbeziehungen 
sind der Schutz von Tarifautonomie 
und wirksame soziale Mindestsi-
cherungen, wie z.B. der Kündi-
gungsschutz, aber auch der Schutz 
vor Diskriminierung. Arbeitsverhält-
nisse außerhalb tarifvertraglicher 
Regulierungen müssen über einen 
gesetzlichen Mindestschutz, der 
auch einen gesetzlich garantierten 
Mindestlohn beinhaltet, so regu-
liert werden, dass die Würde des 
Menschen in der Arbeit respektiert 
bleibt. Kurzfristig ist durch ein Aus-
weiten des Arbeitnehmerentsende-
gesetzes auf alle Branchen erreich-
bar, Dumping- bzw. Verarmungs-
prozessen entgegenzuwirken. Der 
öffentliche Auftraggeber muss Mit-
verantwortung übernehmen, damit 
es nicht zum Nachteil tarifl ich ge-
schützter Arbeitsplätze zu Unter-
bietungswettläufen kommt.

Neue Arbeitsplätze entstehen 
vor allem durch Innovationen. Des-
halb muss die neue Bundesregie-
rung im Rahmen einer langfristig 
angelegten Strategie innovations-
förderliche Rahmenbedingungen 
schaffen und verbessern.

Forschungspolitik muss stärker 
als bisher zur Erschließung von 
Innovations- und Beschäftigungs-
potenzialen beitragen, indem der 
Schwerpunkt stärker auf Interdis-
ziplinarität, Innovationskoopera-
tionen, Dienstleistungsforschung 
und die Entwicklung von Problem-
lösungen in gesellschaftlichen 
Bedarfsfeldern wie Mobilität oder 
ökologische Modernisierung ge-
legt wird. Damit Menschen ihre Fä-
higkeiten entwickeln und entfalten 
können und zur Unterstützung des 
organisatorischen und kulturellen 
Wandels in Unternehmen und Re-
gionen, muss ein Schwerpunkt auf 
Programmen zur „Innovationsfä-
higkeit in einer modernen Arbeits-
welt“ liegen. Initiativen zur Bünde-
lung von Kräften und Ideen wie z.B. 

„Partner für Innovation“ müssen 
fortgeführt und dauerhaft verankert 
werden.

Der Mensch ist keine 
Kostenstelle

Alle arbeitenden Menschen ha-
ben Anspruch auf Teilhabe durch 
Mitbestimmung an betrieblichen 
und unternehmerischen Entschei-
dungen. In dieser Legislaturperi-
ode geht es darum, diese Mitbe-
stimmungsrechte auszubauen und 
die guten deutschen Erfahrungen 
in Verhandlungen um eine quali-
fi zierte Unternehmensmitbestim-
mung in Europa einzubringen.

Gute Bildung

Gute Bildung ist Voraussetzung 
für persönliche Entfaltung, gesell-
schaftliche Teilhabe und Grundlage 
wirtschaftlichen Erfolgs. Deutsch-
lands Bildungssystem befördert 
Bildungsarmut in großem Ausmaß. 
Durch seine hohe Selektivität wer-
den soziale Barrieren verstärkt und 
Begabungspotenziale nicht aus-
geschöpft. Die neue Bundesregie-
rung muss die Probleme von Ju-
gendlichen ohne Schulabschluss 
und ohne Ausbildung angehen. 
Wir schlagen deshalb einen ge-
sellschaftlichen Bildungsdialog vor. 
Hierbei ist zu defi nieren, was das 
Bildungssystem leisten und wie die 
Schritte zum Erreichen dieser Ziele 
aussehen sollen. Der Bund muss 
gemeinsam mit Ländern und Kom-
munen diesen Dialog starten und 
alle betroffenen gesellschaftlichen 
Akteure dazu einladen.

Das duale Ausbildungssystem 
wird durch fehlende Ausbildungs-
plätze ausgehöhlt. Auch der 2004 
und 2005 angewendete „nationale 
Ausbildungspakt“ hat sich nicht 
bewährt. Bund, Länder und Tarif-
partner müssen gemeinsam ver-
bindliche Absprachen treffen, um 
die Ausbildungslücke nicht nur 
statistisch zu verringern. Qualifi zie-
rende schulische Ausbildungsgän-

ge mit hohen Praxisanteilen sind 
erforderlich, um den derzeitigen 
Schulentlassungsjahrgängen ein 
angemessenes Ausbildungsange-
bot bieten zu können. Gleichzeitig 
ist ein faires Finanzierungsmodell 
zu entwickeln, das Ungerechtig-
keiten zwischen ausbildenden und 
nicht ausbildenden Betrieben aus-
gleicht.

In der berufl ichen Weiterbildung 
geht es vor allem um Zugangssi-
cherung unterrepräsentierter Grup-
pen, Qualitätssicherung und Trans-
parenz, Lernzeitansprüche und 
Sicherung der Finanzierung be-
rufl icher Weiterbildung. Der Bund 
muss deshalb die ihm zustehenden 
Kompetenzen für bundesweite Re-
gelungen nutzen.

Das Programm für mehr Ganz-
tagsschulen muss als ein wichtiger 
Impuls für die Modernisierung un-
seres Bildungswesens fortgesetzt 
und ausgebaut werden.

Die zwischen Bund und Ländern 
abgestimmte Hochschul- und For-
schungspolitik muss weiterentwi-
ckelt werden. Gemeinsamer Hand-
lungsbedarf besteht vor allem beim 
Hochschulbau, bei den Kapazitäts-
engpässen an den Hochschulen, 
bei deren Personalstruktur, bei der 
Internationalisierung und der Quali-
tätssicherung.

Für die soziale Öffnung der 
Hochschulen brauchen wir – nach-
dem ein gebührenfreies Studium 
nunmehr Ländersache ist – eine 
elternunabhängige, auskömmliche 
Bildungsförderung (BAföG). 

Die bundeseinheitliche Rahmen-
setzung bei den Bildungsabschlüs-
sen und die Mitverantwortung des 
Bundes bei der Bildungsgesamt-
planung und bei der Hochschul-
entwicklung dürfen nicht auf dem 
Altar einer falsch verstandenen 
Ländereigenständigkeit geopfert 
werden.



Wirtschaftsdienst 2005 • 11692

ZEITGESPRÄCH

Daseinsvorsorge und 
Infrastruktur

Die Bürgerinnen und Bürger und 
die Wirtschaft sind gleichermaßen 
auf eine leistungsfähige öffentliche 
Daseinsvorsorge und Infrastruktur 
angewiesen. Der massive Perso-
nalabbau im öffentlichen Dienst 
muss beendet werden. Dort, wo 
es um Bürgerservice, bessere Bil-
dung und Lebensqualität geht, darf 
der Staat sich nicht länger aus der 
Verantwortung für den bedarfs-
gerechten Ausbau und den Erhalt 
der öffentlichen Daseinsvorsorge 
zurückziehen.

Effi zienzreformen in den admi-
nistrativen Abläufen staatlicher 
Politik gehören auf die Tagesord-
nung der neuen Regierungsarbeit. 
Dabei muss auch die steckenge-
bliebene Föderalismusreform zum 
Abschluss gebracht werden. Bund 
und Länder sollen sich sinnvoll er-
gänzen können. 

Eine fortschrittliche Arbeits-
marktpolitik muss stärker 

denn je fördern

Der begonnene Umbau der Ar-
beitsverwaltung muss fortgeführt 
werden. Die Bundesregierung 
muss deshalb die Bundesagentur 
für Arbeit so unterstützen und aus-
statten, dass die Vermittlungsfähig-
keit von Arbeitslosen Zug um Zug 
verbessert und die Verweildauer in 
Arbeitslosigkeit reduziert wird. 

Die Empfehlungen des Ombuds-
rats zur Revision der Hartz-Gesetze 
(insbesondere Angleichung der Re-
gelsätze von Ost- an West-Niveau) 
müssen umgehend verwirklicht 
werden. 

Des Weiteren sind Korrekturen 
erforderlich 

• bei der zu schematisch auf ein 
Jahr begrenzten Bezugsdauer 
von Arbeitslosengeld insbeson-
dere für Ältere,

• beim Leistungsbezug für ältere 
Langzeitarbeitslose, die aufgrund 

spezieller Vereinbarungen für 
eine Vermittlung nicht mehr zur 
Verfügung stehen,

• bei der Anrechnung von eigenem 
Vermögen bei ALG II-Empfänge-
rInnen,

• bei der Defi nition von Zumut-
barkeiten, damit Lohndumping 
vermieden wird,

• beim Umgang mit so genannten 
Ein-Euro-Jobs,

• beim Eingliedern arbeitsloser 
Jugendlicher in Arbeit und Qua-
lifi zierung.

Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie für Männer und Frauen

Der Gesetzgeber hat verfas-
sungsrechtlich dafür Sorge zu tra-
gen, dass die tatsächliche Durch-
setzung der Gleichstellung von 
Frau und Mann stattfi ndet. Da-
mit die Gleichstellung nicht nur 
punktuell vorankommt, sollte ein 
Gleichstellungsgesetz für die Pri-
vatwirtschaft als Soft law mit kla-
ren verpfl ichtenden Zielen und fl e-
xiblen Maßnahmen verabschiedet 
werden. Das Antidiskriminierungs-
gesetz sollte mit dem Ansatz zur 
Beseitigung insbesondere struk-
tureller Benachteiligung und mit 
kollektiven Durchsetzungsrechten 
ebenfalls verabschiedet werden.

Bei der Steuervereinfachung 
sollten die Steuerklassen III und V 
sowie das Ehegattensplitting refor-
miert werden, um die hemmende 
Anreizwirkung auf die Erwerbs-
tätigkeit von Ehegattinnen abzu-
bauen.

Damit die Chancengleichheit ge-
wahrt wird, ist 

• das Bundeserziehungsgeld zu 
einem einjährigen Elterngeld (in 
Höhe von 67% des pauschalier-
ten Nettoentgelts) weiterzuentwi-
ckeln,

• der generelle Anspruch auf Teil-
zeitarbeit und auf Rückkehr in 
eine Vollzeitbeschäftigung nötig,

• ausreichende Lohnersatzleistun-
gen für Arbeitnehmerinnen im 
Falle des Mutterschutzes sicher-
zustellen,

• ein Rechtsanspruch für Ganz-
tagsbetreuung für unter Dreijäh-
rige zu gewähren.

Europa ist mehr als eine 
Freihandelszone

Die deutsche Politik muss darauf 
hinwirken, dass Europa das Wohl-
standsversprechen an die Bürge-
rinnen und Bürger auch einlöst.

Durch gemeinsame Absprachen 
und Konvergenzregeln kann der 
notwendige Strukturwandel durch 
europäische Politik zum Vorteil aller 
Mitgliedsländer gefördert werden. 
Europa muss zudem unter Beweis 
stellen, dass es in der Lage ist, 
ökologisch und sozial nachhaltiges 
Wirtschaften zu organisieren und 
der zersetzenden Wirkung dere-
gulierter Finanzmärkte entgegen-
zutreten.

Ein Europa des Wettlaufs um die 
niedrigsten Unternehmens- und 
Kapitalertragssteuern bietet kei-
ne Fortschrittsperspektiven. Hier 
muss sich die deutsche Bundesre-
gierung dafür einsetzen, dass in der 
Europäischen Union die Steuersät-
ze und Bemessungsgrundlagen 
harmonisiert werden. 

Globalisierung gerecht gestalten

Die Bundesregierung muss wei-
tere Anstrengungen unternehmen, 
um den öffentlichen Anteil der Ent-
wicklungshilfe auf 0,7% des Brut-
tosozialproduktes zu steigern. 

Deutsche Politik und europäi-
sche Politik muss in den weltpo-
litischen Dimensionen als Garant 
von Vernunft erkennbar bleiben 
und dem Vorrang von ziviler und 
friedlicher Konfl iktlösung unter der 
Führung der Vereinten Nationen si-
chern helfen.


